
49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

GO-01/01 Antragsdiskussion vorab ermöglichen – BDK entlasten

Antragsteller*in: Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Die «Geschäftsordnung der Bundesversammlungen» soll wie folgt geändert werden:1

Zu § 4 «Anträge» Absatz (14) ergänze:2

Im Antragsgrün wird die Möglichkeit geboten, zu den Anträgen und Änderungsanträgen3

Kommentare einzustellen, um diese bereits vor der Bundesversammlung online diskutieren zu4

können.5

Begründung

Lebendige Demokratie erfordert Meinungsaustausch und Diskussion.
Dazu gehört, dass es zu Anträgen und Änderungsanträgen zu Bundesversammlungen die Möglichkeit gibt,
Diskussionsbeiträge als Kommentare abzugeben, ohne dafür auf privat organisierte Neben-Plattformen
ausweichen zu müssen.

Diese Möglichkeit war im Antragstools zu früheren BDKen, insbesondere zum Grundsatzprogramm,
gegeben.
Sie wurde später von der Parteizentrale eigenmächtig und ohne Erklärung oder gar Debatte wieder
entzogen.
Demokratie geht anders, erst recht Basisdemokratie!

Überdies fördert eine offene Debatte die Möglichkeit, bereits vor der Bundesversammlung Standpunkte zu
klären und Abstimmungsbedarf möglichweise zu verringern, trägt also zur Entlastung der BDK bei.

weitere Antragsteller*innen

Rainer Albrecht (KV Heilbronn); Ralf Henze (KV Odenwald-Kraichgau); Tabitha Elkins (KV Fürth-Land);
Anna Katharina Boertz (KV Celle); Andreas Preß (KV Mainz); Horst-Dieter Witt (KV Ludwigslust-Parchim);
Detlef Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Raymund Messmer (KV
München-Land); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Berti Furtner-Loleit (KV München);
Kerstin Dehne (KV München); Bettina Deutelmoser (KV Stade); Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Ingrid
Tews (KV Mülheim); Sven Selbert (KV Berlin-Lichtenberg); Ralph Pies (KV Offenbach-Land); Rüdiger
Tonojan (KV Emmendingen); Philipp Sean Giesinger (KV Karlsruhe); sowie 41 weitere Antragsteller*innen,
die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.



49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

GO-01/02 Unterstützung von Basisanträgen − Programmqualität verbessern

Antragsteller*in: Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Die «Geschäftsordnung der Bundesversammlungen» soll wie folgt geändert werden:1

Zu § 4 «Anträge» Absatz (14) ergänze:2

Eingereichte Anträge und Änderungsanträge sowie im Antragsgrün eingestellte Anträge und3

Änderungsanträge, die noch Unterstützung suchen, können online eingesehen werden.4

Begründung

Die Zahl der Unterstützenden, die einen gemeinsamen Antrag einreichen können, wurde von 20 auf 50
erhöht. Einerseits mag dadurch eine Filterfunktion für irrelevante Anträge errichtet worden sein,
andererseits werden ebenfalls wichtige Anträge und Änderungsanträge erschwert, die durch
Gremienanträge nicht ausgeglichen werden können, da nicht alle Kreisverbände bundespolitischen
Anträgen ihrer Mitglieder aufgeschlossen sind bzw. die antragsberechtigten BAGen naturgemäß
thematisch eingeschränkt agieren.

Parteimitglieder, die sich mit sinnvollen Anträgen beteiligen möchten, haben in der Basis meist nicht die
Möglichkeit, 49 Mit-Unterstützende persönlich zu finden. Ein Ausgleich zur Erhöhung des Quorums ist
daher angebracht und überfällig. Die Möglichkeit, auf der Antragsplattform bundesweit Unterstützung für
Änderungsanträge zu erheischen, ist ein dafür passendes und angemessenes Instrument.

Seit Jahren wird aus der Parteiführung gegen Basisanträge agitiert, mit teils abstrusen Begründungen, die
einer Überprüfung nicht standhalten.

Die Qualität von Einzelanträgen ist der Qualität der Gremienanträge gleichwertig, und sie beziehen sich
natürlich auf ein weiteres Themenspektrum als z.B. Anträge der BAGen, daher ist dieses Mittel wichtig, um
unsere Programmarbeit zu verbessern, und sollte gefördert statt behindert werden.
Für weitere Argumente und konstruktive Vorschläge siehe auch
https://antraege.gruene.de/47bdk/bessere_moeglichkeiten_zur_suche_von_antrags-
unterstuetzerinnen_fuer_all-15518

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, dass genau diese Möglichkeit im Antragsprozess zum
Grundsatzprogramm bestand und später von der Parteizentrale eigenmächtig und ohne Erklärung oder gar
Debatte wieder entzogen wurde.
Demokratie geht anders, erst recht Basisdemokratie!

https://antraege.gruene.de/47bdk/bessere_moeglichkeiten_zur_suche_von_antrags-unterstuetzerinnen_fuer_all-15518
https://antraege.gruene.de/47bdk/bessere_moeglichkeiten_zur_suche_von_antrags-unterstuetzerinnen_fuer_all-15518


GO­01/02: Unterstützung von Basisanträgen − Programmqualität verbessern

weitere Antragsteller*innen

Rainer Albrecht (KV Heilbronn); Ralf Henze (KV Odenwald-Kraichgau); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Tabitha Elkins (KV Fürth-Land); Jens (Jan) Erdmann (KV München);
Anna Katharina Boertz (KV Celle); Frank Schellenberger (KV Odenwald); Andreas Preß (KV Mainz);
Horst-Dieter Witt (KV Ludwigslust-Parchim); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Detlef Wilske (KV
Berlin-Lichtenberg); Raymund Messmer (KV München-Land); Berti Furtner-Loleit (KV München); Bettina
Deutelmoser (KV Stade); Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Ingrid Tews (KV Mülheim); Ralph Pies (KV
Offenbach-Land); Sven Selbert (KV Berlin-Lichtenberg); Philipp Sean Giesinger (KV Karlsruhe); sowie 45
weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.
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49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

TO-01 Vorschlag zur Tagesordnung

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 28.08.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Donnerstag, 23.11.2023:1

Beginn 17:00 Uhr2

TOP 1 Tagesordnung und Formalia3

TOP 2 Politische Rede4

TOP 3 Aus Verantwortung für die Menschen (Debatte ohne Beschlussfassung)5

TOP 4 Haushalt und Finanzen6

Freitag, 24.11.2023:7

Beginn 09:30 Uhr8

TOP 5 Wahl Bundesschiedsgericht9

TOP 6 Wahl Bundesvorstand10

TOP 7 Wahl der Europaliste11

Samstag, 25.11.2023:12

Beginn 09:30 Uhr13

TOP 7 Fortsetzung Wahl der Europaliste14

TOP 8 Europawahlprogramm15

TOP 9 Wahl Parteirat16

Sonntag, 26.11.2023:17

Beginn 09:30 Uhr18

TOP 8 Fortsetzung Europawahlprogramm19

TOP 10 Votenvergabe: Grüne europäische Spitzenkandidat*in20

TOP 8 Fortsetzung Europawahlprogramm21

Ende gegen 15 Uhr22



49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

TO-01-NEU/NEU Vorschlag zur Tagesordnung

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 22.11.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Donnerstag, 23.11.2023:1

Beginn 17:00 Uhr2

TOP 1 Tagesordnung und Formalia3

TOP 2 Politische Rede4

TOP 3 Aus Verantwortung für die Menschen: In Wohlstand, Klimaschutz und Gerechtigkeit5

investieren (Debatte ohne Beschlussfassung)6

TOP 4 Dringlichkeitsanträge7

TOP 5 Haushalt und Finanzen8

Freitag, 24.11.2023:9

Beginn 09:30 Uhr10

TOP 6 Wahl Bundesschiedsgericht11

TOP 7 Wahl Bundesvorstand12

TOP 8 Wahl der Europaliste13

Samstag, 25.11.2023:14

Beginn 09:30 Uhr15

TOP 8 Fortsetzung Wahl der Europaliste16

TOP 9 Europawahlprogramm17

TOP 4 Fortsetzung Dringlichkeitsanträge18

Sonntag, 26.11.2023:19

Beginn 09:30 Uhr20

TOP 10 Wahl Parteirat21

TOP 9 Fortsetzung Europawahlprogramm22

TOP 11 Votenvergabe: Grüne europäische Spitzenkandidat*in23

TOP 9 Fortsetzung Europawahlprogramm24

Ende gegen 15 Uhr25



TO­01­NEU/NEU: Vorschlag zur Tagesordnung

Begründung

Begründung der Dringlichkeit: Die Tagesordnung wird angepasst, um eine Debatte zum Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023 gegen die Umlage von Haushaltsmitteln in Höhe von 60
Milliarden Euro in den Klima- und Transformationsfonds zu ermöglichen.
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49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

TO-01-NEU Vorschlag zur Tagesordnung

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 09.11.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Donnerstag, 23.11.2023:1

Beginn 17:00 Uhr2

TOP 1 Tagesordnung und Formalia3

TOP 2 Politische Rede4

TOP 3 Aus Verantwortung für die Menschen (Debatte ohne Beschlussfassung)5

TOP 4 Dringlichkeitsanträge6

TOP 5 Haushalt und Finanzen7

Freitag, 24.11.2023:8

Beginn 09:30 Uhr9

TOP 6 Wahl Bundesschiedsgericht10

TOP 7 Wahl Bundesvorstand11

TOP 8 Wahl der Europaliste12

Samstag, 25.11.2023:13

Beginn 09:30 Uhr14

TOP 8 Fortsetzung Wahl der Europaliste15

TOP 9 Europawahlprogramm16

TOP 10 Wahl Parteirat17

Sonntag, 26.11.2023:18

Beginn 09:30 Uhr19

TOP 9 Fortsetzung Europawahlprogramm20

TOP 11 Votenvergabe: Grüne europäische Spitzenkandidat*in21

TOP 9 Fortsetzung Europawahlprogramm22

Ende gegen 15 Uhr23



TO­01­NEU: Vorschlag zur Tagesordnung

Begründung

Der Bundesvorstand schlägt vor, den TOP Dringlichkeitsanträge aufzunehmen, um eingereichte
Dinglichkeitsanträge bearbeiten zu können.

Seite 2



49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

TO-01/02 Grüne Standortbestimmung im Sinne des Antrags des KV Cloppenburg vom 09.04.2023

Gremium: KV Euskirchen
Beschlussdatum: 30.06.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

Die Mitgliederversammlung des KV Euskirchen stellt den Antrag, auf der BDK in Karlsruhe im1

Rahmen eines eigenen Tagesordnungspunktes eine grüne Standortbestimmung im Sinne des Antrags2

des KV Cloppenburg vom 09.04.2023 durchzuführen. Hierfür ist ein angemessener Zeitrahmen von3

mindestens einem halben Sitzungstag vorzusehen.4

Begründung

Die Forderung des KV Cloppenburg über die roten Linien unserer Partei zu debattieren und
zu beschließen, halten wir angesichts der aktuellen politischen Situation für dringend
notwendig. Jedoch lehnen wir aus ökologischen und ökonomischen Gründen die Forderung nach einer
außerordentlichen BDK ab. Daher ist eine Befassung auf der BDK in Karlsruhe anzustreben.



49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

WO-BS-01 Wahlordnung für die Wahl zum Bundesschiedsgericht

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 09.10.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

1. Die Wahl zum Bundesschiedsgericht ist geheim und wird mittels einer Abstimmungssoftware1

(Televoter) durch ein Meinungsbild in Verbindung mit einer schriftlichen Bestätigungswahl2

durchgeführt.3

2. Die Mitglieder des Bundesschiedsgerichts gem. § 20 Abs. 3 der Satzung werden in4

Einzelwahl oder in verbundener Einzelwahl gewählt. Gewählt werden Vorsitzende*r,5

stellvertretende*r Vorsitzende*r, Beisitzer*in, vier stellvertretende Beisitzer*innen.6

3. Alle Kandidat*innen stellen sich nur einmal vor, und zwar vor der Wahl des Platzes, für7

den sie das erste Mal kandidieren. Die Kandidat*innenvorstellung erfolgt auf den jeweilig zu8

vergebenden Plätzen in alphabetischer Reihenfolge der Nachnamen. Die Vorstellungszeit für9

Kandidaturen zum Bundesschiedsgericht beträgt 3 Minuten.10

4. Danach beginnen die Wahlgänge. Gewählt ist, wer mehr als 50 Prozent der abgegebenen11

gültigen Stimmen erhalten hat. Erreichen bei verbundener Einzelwahl mehr Kandidat*innen in12

einem Wahlgang die erforderliche Mehrheit, als zu wählen sind, so sind nur die13

Kandidat*innen mit den meisten Stimmen gewählt. Kandidat*innen, die in einem Wahlgang14

weniger als 10 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, scheiden aus den weiteren15

Wahlgängen aus.16

5. Kommt eine solche Entscheidung auch im 2. Wahlgang nicht zustande, findet im 3. Wahlgang17

eine Stichwahl zwischen den beiden Bestplatzierten des 2. Wahlganges statt.18

6. Es wird ein schriftlicher Bestätigungswahlgang durchgeführt, dieser kann für alle19

Personenwahlen der BDK in einem Wahlgang erfolgen.20

7. Damit alle Mitglieder sich über die Bewerber*innen informieren können, sollten21

Bewerbungen drei Wochen vor Beginn des Bundesparteitages über https://antraege.gruene.de22

eingereicht werden. Die Bewerbung bis zum Wahlgang bleibt ungeachtet dieser Frist möglich.23

https://antraege.gruene.de


49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

WO-BV-01 Wahlordnung für die Wahl zum Bundesvorstand

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 09.10.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

1. Die Wahlen zum Bundesvorstand sind geheim und werden mittels einer Abstimmungssoftware1

(Televoter) durch ein Meinungsbild in Verbindung mit einer schriftlichen Bestätigungswahl2

durchgeführt.3

2. Die Mitglieder des Bundesvorstandes nach § 17 Abs. 2 der Satzung werden in4

Einzelwahlverfahren gewählt. Reihenfolge: Vorsitzende, Vorsitzende*r, Politische*r5

Geschäftsführer*in, Bundesschatzmeister*in, zwei stellvertretende Vorsitzende.6

3. Im Anschluss an die Wahl des Bundesvorstandes wird die frauenpolitische Sprecherin,7

der/die vielfaltspolitische Sprecher*in sowie der/die europäische und internationale8

Koordinator*in aus den gewählten Mitgliedern des Bundesvorstandes gewählt. Sie werden in9

verbundener Einzelwahl mittels einer Abstimmungssoftware durch ein Meinungsbild iVm. einer10

schriftlichen Schlussabstimmung gewählt.11

4. Alle Kandidat*innen stellen sich nur einmal vor, und zwar vor der Wahl des Platzes, für12

den sie das erste Mal kandidieren. Die Kandidat*innenvorstellung erfolgt auf den jeweilig zu13

vergebenden Plätzen in alphabetischer Reihenfolge der Nachnamen. Die Vorstellungszeit für14

Kandidaturen zum Bundesvorstand beträgt 10 Minuten.15

5. Während der Vorstellung der Kandidat*innen können Fragen unter Angabe von Name und KV an16

die kandidierenden Personen schriftlich beim Präsidium eingereicht werden. Die schriftliche17

Frage ist in eine der beiden bereitgestellten Urnen (Frauen / Offen) einzuwerfen. Zur18

Beantwortung der Fragen stehen den jeweiligen Kandidat*innen 3 Minuten zur Verfügung. Das19

Präsidium verliest pro Kandidat*in maximal 2 gezogene Fragen.20

6. Danach beginnen die Wahlgänge. In den Vorstand ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der21

abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei einem erforderlichen zweiten Wahlgang ist gewählt,22

wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Kommt eine solche23

Entscheidung auch im 2. Wahlgang nicht zustande, findet im 3. Wahlgang eine Stichwahl24

zwischen den beiden Bestplatzierten des 2. Wahlgangs statt.25

7. Es wird ein schriftlicher Bestätigungswahlgang durchgeführt, dieser kann für alle26

Personenwahlen der BDK in einem Wahlgang erfolgen.27

8.Damit alle Mitglieder sich über die Bewerber*innen informieren können, sollten Bewerbungen28

drei Wochen vor Beginn des Bundesparteitages über https://antraege.gruene.de eingereicht29

werden. Die Bewerbung bis zum Wahlgang bleibt ungeachtet dieser Frist möglich.30

https://antraege.gruene.de


49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

WO-EP-01 Wahlordnung für die Aufstellung der Bundesliste zu den Europawahlen

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 09.10.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

1. Die Aufstellung der Bundesliste zu den Europawahlen ist geheim und wird mittels einer1

Abstimmungssoftware (Televoter) durch ein Meinungsbild in Verbindung mit einer schriftlichen2

Bestätigungswahl durchgeführt.3

An dem Meinungsbild dürfen alle Delegierten der Bundesdelegiertenkonferenz teilnehmen.4

Anschließend findet eine schriftliche Schlussabstimmung über die gesamte Europaliste im5

Sinne des Wahlgesetzes statt. Stimmberechtigt sind bei der Schlussabstimmung nur Delegierte,6

die wahlberechtigt im Sinne des Wahlgesetzes (§ 6 EuWG) sind und deren Identität überprüft7

werden kann (gültiger Personalausweis oder Reisepass). Unionsbürger*innen müssen zusätzlich8

eine eidesstattliche Erklärung unterschreiben, dass sie iS.d. § 6 Abs. 3 EuWG in der9

Bundesrepublik eine Wohnung innehaben oder sich sonst gewöhnlich hier aufhalten.10

2. Zu einem Wahlgang, beginnend mit der Erstellung des Meinungsbildes, sind alle Personen11

zugelassen, die nach Aufforderung durch das Präsidium und rechtzeitig vor Beginn der Wahl12

bei der technischen Antragskommission ihre Kandidatur angemeldet haben und für die13

Europawahl nachweislich passiv wahlberechtigt sind, § 6b EuWG. Das Präsidium verkündet den14

Bewerbungsschluss für diesen Wahlgang. Nach Bekanntgabe des Bewerbungsschlusses für einen15

Wahlgang durch das Präsidium ist eine Kandidatur für diesen Platz nicht mehr möglich.16

3. Alle Kandidat*innen stellen sich nur einmal vor, und zwar vor der Wahl des Listenplatzes,17

für den sie das erste Mal kandidieren. Die Kandidat*innenvorstellung erfolgt auf den18

jeweilig zu vergebenden Plätzen in alphabetischer Reihenfolge der Nachnamen. Die19

Vorstellungszeit für Kandidaturen beträgt 5 Minuten. Kandidat*innen für Listenplatz 120

bekommen abweichend 10 Minuten Vorstellungszeit.21

4. Während der Vorstellung der Kandidat*innen können Fragen unter Angabe von Name und KV an22

die kandidierenden Personen schriftlich beim Präsidium eingereicht werden. Die schriftliche23

Frage ist in eine der beiden bereitgestellten Urnen (Frauen / Offen) einzuwerfen. Zur24

Beantwortung der Fragen stehen den jeweiligen Kandidat*innen 5 Minuten zur Verfügung. Das25

Präsidium verliest pro Kandidat*in maximal 4 gezogene Fragen.26

5. Erstreckt sich die Listenaufstellung über mehrere Tage der BDK, erhalten diejenigen, die27

an einem Vortag angetreten sind, einmalig die Möglichkeit zu einer Kurzvorstellung von einer28

Minute vor dem jeweils zu vergebenden Listenplatz, für den sie an dem Tag erstmals29

kandidieren.30

6. Insgesamt werden bis zu 40 Listenplätze gewählt. Erstreckt sich die Listenaufstellung31

über mehrere Tage, erfolgt die Listenaufstellung am jeweils ersten Tag in Einzelwahl, an32

Folgetagen - spätestens jedoch ab Listenplatz 25 - erfolgt die Listenaufstellung in33

verbundener Einzelwahl.34



WO­EP­01:Wahlordnung für die Aufstellung der Bundesliste zu den Europawahlen

Einzelwahl Listenplätze35

7. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Kommt eine36

solche Entscheidung auch im 2. Wahlgang nicht zustande, findet im 3. Wahlgang eine Stichwahl37

zwischen den beiden Bestplatzierten des 2. Wahlganges statt. Hierbei entscheidet die38

einfache Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Kandidatinnen und Kandidaten,39

die in einem Wahlgang weniger als 10 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten,40

scheiden aus den weiteren Wahlgängen aus.41

Verbundene Einzelwahl Listenplätze42

8. Es werden jeweils bis zu fünf Plätze verbunden gewählt. Zunächst werden die Frauenplätze,43

danach die offenen Plätze gewählt. Es können jeweils so viele Stimmen abgegeben, wie44

verbundene Plätze gewählt werden oder mit Nein oder Enthaltung gestimmt werden. Im ersten45

und zweiten Wahlgang ist gewählt, wer mehr als 50 % der abgegebenen gültigen Stimmen erhält46

und zu den entsprechend der Anzahl der zu wählenden Plätze bestplatzierten Kandidat*innen47

gemäß Anzahl der erreichten Stimmen zählt. Die Platzierung auf der Liste erfolgt nach48

Reihenfolge der Wahl gemäß erreichter Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.49

Kandidatinnen und Kandidaten, die in einem Wahlgang weniger als 10 Prozent der abgegebenen50

gültigen Stimmen erhalten, scheiden aus den weiteren Wahlgängen aus.51

9. Wird ein oder mehrere Platz bzw. Plätze im ersten Wahlgang nicht besetzt, folgt ein52

zweiter Wahlgang. Es können jeweils so viele Stimmen abgegeben werden, wie Plätze noch zu53

besetzen sind oder mit Nein oder Enthaltung gestimmt werden.54

10. Wird ein Platz oder mehrere Plätze im zweiten Wahlgang wieder nicht besetzt, folgt ein55

dritter Wahlgang. Hier gilt die Reihenfolge der Stimmergebnisse. Gewählt ist, wer die56

relative Mehrheit der Ja-Stimmen erhält. Es muss jedoch ein Mindestquorum von 25 Prozent der57

abgegebenen gültigen Stimmen erreicht werden. Sollten auch hier ein bzw. mehrere Plätze58

nicht gewählt werden, wird ein neuer erster Wahlgang eröffnet.59

11. Damit alle Mitglieder sich über die Bewerber*innen informieren können, sollten60

Bewerbungen drei Wochen vor Beginn des Bundesparteitages über https://antraege.gruene.de61

eingereicht werden. Die Bewerbung bis zum Wahlgang bleibt ungeachtet dieser Frist möglich.62
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49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

WO-PR-01 Wahlordnung für die Wahl zum Parteirat

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 09.10.2023
Tagesordnungspunkt: T Tagesordnung/Formalia

Antragstext

1. Die Wahl zum Parteirat ist geheim und wird mittels einer Abstimmungssoftware (Televoter)1

durch ein Meinungsbild in Verbindung mit einer schriftlichen Bestätigungswahl durchgeführt.2

2. Dem Parteirat gehören gemäß § 18 Abs. 1 der Satzung neben den Bundesvorsitzenden und3

dem/der politischen Bundesgeschäftsführer*in (vgl. § 15 Abs. 2) weitere Mitglieder bis zu4

einer Gesamtzahl von 16 Mitgliedern an, die von der Bundesversammlung gewählt werden. Der5

Länderrat kann im Rahmen des nach dem Parteiengesetz Zulässigen weitere Mitglieder mit nur6

beratender Stimme benennen. Die bis zu 13 weiteren Mitglieder des Parteirats werden in7

verbundener Einzelwahl getrennt nach Frauen und offenen Plätzen gewählt. Aufgrund der Wahl8

des Bundesvorstands werden in Abhängigkeit von dessen Quotierung somit zunächst mind. 5 bis9

max. 7 Frauenplätze, danach mind. 6 bis max. 8 offene Plätze gewählt.10

3. Alle Kandidat*innen stellen sich nur einmal vor, und zwar vor der Wahl des Platzes, für11

den sie das erste Mal kandidieren. Die Kandidat*innenvorstellung erfolgt auf den jeweilig zu12

vergebenden Plätzen in alphabetischer Reihenfolge der Nachnamen. Die Vorstellungszeit für13

Kandidaturen beträgt 3 Minuten.14

4. Während der Vorstellung der Kandidat*innen können Fragen unter Angabe von Name und KV an15

die kandidierenden Personen schriftlich beim Präsidium eingereicht werden. Die schriftliche16

Frage ist in eine der beiden bereitgestellten Urnen (Frauen / Offen) einzuwerfen. Zur17

Beantwortung der Fragen stehen den jeweiligen Kandidat*innen 2 Minuten zur Verfügung. Das18

Präsidium verliest pro Kandidat*in maximal 2 gezogene Fragen.19

5. Danach beginnen die Wahlgänge. Die Delegierten haben in jedem Wahlgang jeweils so viele20

Stimmen, wie in diesem Wahlgang Parteiratsmitglieder zu wählen sind.21

6. Gewählt ist jeweils im ersten und zweiten Wahlgang, wer mehr als 50 Prozent der22

abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Erreichen mehr Kandidat*innen in einem Wahlgang die23

erforderliche Mehrheit, als zu wählen sind, so sind nur die Kandidat*innen mit den meisten24

Stimmen gewählt. Kandidat*innen, die in einem Wahlgang weniger als 10 Prozent der25

abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, scheiden für die folgenden Wahlgänge aus. Ab dem26

dritten Wahlgang reicht die relative Mehrheit. Es muss jedoch ein Mindestquorum von 2527

Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht werden.28

7. Es wird ein schriftlicher Bestätigungswahlgang durchgeführt, dieser kann für alle29

Personenwahlen der BDK in einem Wahlgang erfolgen.30

8. Damit alle Mitglieder sich über die Bewerber*innen informieren können, sollten31

Bewerbungen drei Wochen vor Beginn des Bundesparteitages über https://antraege.gruene.de32

eingereicht werden. Die Bewerbung bis zum Wahlgang bleibt ungeachtet dieser Frist möglich.33

In der Bewerbung erfolgt die Offenlegung von ihnen ausgeübten bezahlten und unbezahlten34

Tätigkeiten iSd § 18 Abs. 5 der Satzung.35

https://antraege.gruene.de


49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

D-07 Solidarität mit Israel: Für Frieden, gegen Hass und Terror

Gremium: Bundesvorstand / Karl-Wilhelm Koch u.a.
Beschlussdatum: 23.11.2023
Tagesordnungspunkt: D Dringlichkeitsanträge

Antragstext

Die Terrorangriffe der Hamas auf Israel am 7. Oktober sind eine Zäsur. Terroristen haben auf1

brutale und bislang unvorstellbare Weise weit über tausend Menschen ermordet und über 2402

Geiseln genommen. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verurteilt diesen Terror aufs Schärfste. Wir stehen3

nach diesen fürchterlichen Taten fest an der Seite Israels und seiner Bürger*innen. Wir4

trauern mit den Angehörigen der Opfer. Wir zollen all denen Respekt, die in diesen schweren5

Stunden Menschen gerettet, Verwundete versorgt, Hinterbliebene betreut und Leichen geborgen6

haben, um diese in Würde bestatten zu können. Wenn heute, 75 Jahre nach der Staatsgründung7

Israels und rund 80 Jahre nach dem Holocaust, Jüdinnen und Juden in Israel aufs Neue um ihr8

Überleben und ihre Sicherheit fürchten, dann muss Deutschland seine ungeteilte und9

unverbrüchliche Solidarität mit und Unterstützung für Israel und seine Bürger*innen deutlich10

machen. Israels Sicherheit ist Teil der deutschen Staatsräson und Leitmotiv unseres11

Handelns.12

Diese besondere Beziehung zu Israel begründet sich aus unserer historischen Verantwortung.13

Der Staat Israel ist drei Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs gegründet worden, nachdem14

das nationalsozialistische Deutschland sechs Millionen Jüdinnen und Juden systematisch15

ermordet hatte. Seitdem bietet Israel eine nationale Heimstätte und einen sicheren Hafen für16

das jüdische Volk. Das Existenzrecht Israels ist für uns deshalb genauso unverhandelbar wie17

die Sicherheit von Jüdinnen und Juden.18

Israel hat wie jeder andere Staat das völkerrechtlich verbriefte Recht, sich gegen diese19

Angriffe im Rahmen des humanitären Völkerrechts zu verteidigen, und die israelische20

Regierung die Pflicht, ihre Bürger*innen dauerhaft zu schützen. Seit den Terrorangriffen vom21

7. Oktober führt Israel deshalb als Reaktion Krieg gegen die Hamas im Gazastreifen. Darunter22

leidet die palästinensische Zivilbevölkerung. Tausende Zivilist*innen, darunter zahlreiche23

Kinder, sterben durch den Krieg. Es ist auch Teil des zynischen Kalküls der Terroristen,24

denn die Hamas missbraucht die eigene Bevölkerung als menschliche Schutzschilde und25

versteckt ihre Kämpfer und Waffen in und unter ziviler Infrastruktur. Wir setzen uns26

vehement für die Freilassung aller von der Hamas verschleppten Geiseln sowie für Feuerpausen27

und sichere Korridore ein, damit Hilfslieferungen bei Menschen in Not ankommen können. Dazu28

gehört es auch, die Versorgung der Zivilbevölkerung mit Trinkwasser, Nahrungsmitteln,29

Medikamenten und Energie zuzulassen. Schwerkranke und Schwerverletzte müssen30

schnellstmöglich in Krankenhäuser im benachbarten Ausland überführt werden können. Auch der31

Raketenterror der Hamas und anderer extremistischer Gruppen muss sofort unterbunden werden.32

Für Israel gilt wie für alle Staaten der internationalen Gemeinschaft das völkerrechtliche33

Gebot der Verhältnismäßigkeit. Wir begrüßen die Resolution des UN- Sicherheitsrats, die34

Konfliktparteien zur Einhaltung des humanitären Völkerrechts aufzufordern und besonders35

durch ausgedehnte humanitäre Pausen den Schutz der Zivilbevölkerung zu gewährleisten. Nur36
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durch eine zumindest begrenzte Einstellung der militärischen Aktivitäten wird eine37

ausreichende humanitäre Versorgung der Zivilbevölkerung im Gazastreifen möglich sein. Zur38

deutschen Staatsräson gehört aber gegebenenfalls auch militärische Unterstützung für die39

Sicherheit Israels und seiner Bürger*innen.40

In Gaza ereignet sich eine humanitäre Katastrophe. Den Menschen fehlt es an allem, was es41

zum Überleben braucht: Wasser, Grundnahrungsmittel, medizinische Hilfe. Mindestens eine42

Millionen Palästinenser*innen sind auf der Flucht. Wir danken den Freiwilligen und43

Mitarbeiter*innen von Hilfsorganisationen, die ihr Leben riskieren, um Menschen in Not zu44

versorgen. Wir begrüßen, dass die Bundesregierung die Mittel für humanitäre Hilfe für Gaza45

erhöht hat. Diese Hilfe gilt es, langfristig fortzuführen und zu intensivieren. Damit sie46

bei den notleidenden Menschen ankommt, braucht es dauerhaften und sicheren humanitären47

Zugang.48

Das Leben in Gaza war bereits vor dem aktuellen Krieg von Armut und Perspektivlosigkeit49

geprägt. Verantwortlich dafür war in erster Linie die menschenverachtende Herrschaft der50

Hamas. Auch verschiedene ägyptische und israelische Regierungen haben durch ihre Politik die51

wirtschaftliche Entwicklung von Gaza erschwert. Mittel- und langfristig braucht es neben52

einer politischen auch ökonomische Perspektiven für den Gazastreifen, um dauerhaft53

menschenwürdige Lebensverhältnisse zu schaffen. Nach dem Ende des Konflikts setzen wir uns54

für ein Ende der Politik der Abriegelung des Gazastreifens unter Wahrung der israelischen55

Sicherheitsinteressen ein. Wir fordern eine koordinierte Wiederaufbauhilfe für den56

Gazastreifen, an der sich auch die EU beteiligen soll. Wir fordern eine aktive Rolle der57

Vereinten Nationen in den Bemühungen um die Schaffung und Sicherung von Frieden in der58

Region.59

Die Reaktion Deutschlands, der Europäischen Union und unserer Verbündeten auf diesen Krieg60

wird weltweit genau beobachtet. Unser Einsatz für den Schutz aller Zivilist*innen und das61

humanitäre Völkerrecht wird gebraucht. Kein Konflikt beschäftigt und spaltet die62

Weltgemeinschaft derzeit so wie der in Nahost. Darum schauen unsere engsten Verbündeten63

genauso wie unsere Partner in Lateinamerika, Afrika und Asien genau darauf, wie wir uns64

verhalten.Umso wichtiger ist unser humanitäres Engagement und unser Einsatz für die Geltung65

des humanitären Völkerrechts. Das konsequente und glaubwürdige Eintreten für das66

internationale Recht und eine regelbasierte Weltordnung ist Voraussetzung für die67

erfolgreiche Zusammenarbeit vor allem mit den Menschen und Staaten im Globalen Süden und der68

arabischen Welt.69

Wir müssen aber auch schon jetzt über den Tag danach nachdenken, um die Sicherheit Israels70

und das friedliche Zusammenleben im Nahen Osten auch für die Zukunft zu garantieren:71

Dauerhaften Frieden kann es nur auf politischem Wege geben. Wir setzen uns mit Nachdruck für72

eine verhandelte Zwei-Staaten-Regelung auf der Grundlage der Grenzen von 1967 ein, bei der73

der Staat Israel und ein souveräner, demokratischer und lebensfähiger palästinensischer74

Staat Seite an Seite in Frieden und Sicherheit leben. Dazu gehört eine kritische75

Auseinandersetzung mit den Ursachen aus verschiedenen Perspektiven. Es ist unser Ziel, dass76

Israelis und Palästinenser*innen als Bürger*innen dieser beiden Staaten mit vollen77

bürgerlichen, sozialen und wirtschaftlichen Rechten in Frieden und Sicherheit leben können.78

Wir begrüßen die Anstrengungen der Bundesregierung, sich gerade in der aktuellen Lage für79

einen erneuten Friedensprozess einzusetzen. Auch die EU soll auf beide Seiten aktiv80

einwirken. Dabei setzen wir uns für feministische und nachhaltige Ansätze der Konfliktlösung81

ein, deren Umsetzung sich an den Grundsätzen der Resolution 1325 orientiert.82

Wir werden unseren Beitrag leisten, dass die Friedensperspektive wieder gestärkt werden83

kann. Darum braucht es neben unserer unverbrüchlichen Solidarität mit Israel auch eine84

konsequente Unterstützung pro-demokratischer palästinensischer Stimmen. Dies ist auch eine85
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Grundlage für die Schaffung palästinensischer rechtsstaatlicher politischer Institutionen.86

Zu der Friedensperspektive gehört auch, dass die Palästinensische Autonomiebehörde den87

Terror gegen Israel klar verurteilt und dagegen vorgeht. Der fortdauernde israelische88

Siedlungsbau, Pläne für völkerrechtswidrige Annexion und die Siedlergewalt gegen89

Palästinenser*innen im Westjordanland lehnen wir als Hürden für den Frieden ab. Das90

humanitäre Völkerrecht muss überall eingehalten werden. Wir wollen weiterhin mit denjenigen91

Kräften in Israel und Palästina solidarisch zusammenarbeiten, die sich auf beiden Seiten für92

Demokratie und Freiheit, Menschen- und Bürger*innenrechte und Frieden einsetzen.93

Mit der Hamas und anderen Terrororganisationen stehen Gewaltakteure, die nie den Frieden mit94

Israel gewollt haben, einer politischen Lösung diametral entgegen. Die Vernichtung Israels95

und seiner Bürger*innen ist ein integraler Bestandteil der Ideologie und der politischen96

Ziele von Hamas, Hisbollah und dem iranischen Regime. Deshalb fordern wir die internationale97

Strafverfolgung ranghoher Mitglieder von Hamas, Hisbollah und der iranischen98

Revolutionsgarden.99

Als größte Geldgeberin soll die EU bei ihrer Entwicklungshilfe für die palästinensischen100

Gebiete auch den Aufbau demokratischer Institutionen und demokratischer Bildung fördern, um101

Hass entgegenzutreten und die Verständigung zwischen Israelis, Palästinenser*innen und den102

Menschen aus den umliegenden Nachbarstaaten voranzubringen.103

Was die Hamas begonnen hat, wird von der Hisbollah, den Houthis und anderen regionalen104

Extremisten verstärkt. Finanzielle, militärische und ideologische Unterstützung bekommen105

diese vom iranischen Regime, das die Region destabilisiert und viel Leid über die106

Bevölkerung im Nahen Osten bringt, einschließlich der Menschen im Iran selbst. Auch deswegen107

bekräftigen wir unsere Position, die iranischen Revolutionsgarden, die Hauptstruktur der108

regionalen Aggression des Regimes wie der Unterdrückung der eigenen Bevölkerung, auf die109

Terrorliste der Europäischen Union zu setzen.110

Der Krieg hat Auswirkungen weit über Nahost hinaus. Aktuell gibt es eine erhöhte111

Gefahrenlage für Jüdinnen und Juden und Israelis auf der ganzen Welt. Auch in Deutschland112

erleben antisemitische Hetze und Gewalt einen besorgniserregenden Aufschwung, der sich auf113

einigen Demonstrationen sowie in Angriffen auf und Drohungen gegen Jüdinnen und Juden oder114

Israelis, ihre Wohnungen, Läden und Einrichtungen zeigt.115

Dieser Antisemitismus zieht sich durch alle Teile unserer Gesellschaft und ist nicht116

vorrangig ein Problem der Einwanderungsgesellschaft. Auch Kunst und Kultur sind nicht immun117

gegen Antisemitismus. Diskriminierung und Boykott von Israelis, Jüdinnen und Juden treten118

wir daher entschieden entgegen, denn die Perspektiven jüdischer und israelischer119

Künstler*innen sind wichtiger Bestandteil unserer vielstimmigen Kultur.120

Fast 80 Jahre nach dem Holocaust gibt es heute vielfältiges jüdisches Leben in Deutschland,121

das geschützt werden muss. Jüdinnen und Juden und Israelis müssen frei und sicher in122

Deutschland leben können – ohne die Angst, ihre Religion und Identität sichtbar zu machen.123

Auch das ist Teil deutscher Staatsräson. Ein Angriff auf Jüdinnen und Juden ist immer auch124

ein Angriff auf unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung, auf die Menschlichkeit. Dazu125

gehören auch Kundgebungen, auf denen der Terrorismus der Hamas verherrlicht und gefeiert126

wird. Sie haben auf unseren Straßen nichts verloren. Volksverhetzung und Aufrufe zur Gewalt127

müssen konsequent unterbunden und zur Rechenschaft gezogen werden.128

Um dieses Schutzversprechen einzulösen und gegen extremistische oder terroristische129

Gruppierungen vorzugehen, braucht es gut ausgestattete Sicherheitsbehörden. Deshalb ist es130

auch richtig, dass Organisationen, die den Terror der Hamas unterstützen oder verherrlichen,131

nun konsequent verboten werden. Hetze und Gewalt müssen die volle Härte unseres Rechtsstaats132

als Antwort haben. Wer aber meint, das Problem des Antisemitismus ließe sich einfach durch133
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mehr Abschiebungen lösen, verkennt, dass sich Antisemitismus durch alle Räume der134

Gesellschaft zieht. Alle antisemitischen Straftaten und Volksverhetzung müssen135

selbstverständlich gemäß dem geltenden Recht verfolgt werden und harte Konsequenzen für die136

Täter*innen haben, bis hin zu Freiheitsentzug oder dem Entzug der Aufenthaltserlaubnis.137

Diese Möglichkeit besteht längst.138

Strafrecht alleine reicht aber bei weitem nicht aus. Denn der Kampf gegen den Antisemitismus139

ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe: Er muss bis in die Mitte der Gesellschaft reichen140

und dringend auf allen Ebenen verstärkt werden. Er muss sich gegen Antisemitismus jeglicher141

Art richten – sei es Antisemitismus von rechts, von links oder islamistisch motivierter. Zu142

diesem Kampf gehören auch eine konsequente Weiterentwicklung der Vermittlung der Lehren der143

Shoa sowie die Weiterentwicklung der Erinnerungskultur. Dies muss auch zentraler Bestandteil144

von Integrationsmaßnahmen sein. Jede*r, der oder die hier lebt, muss die Shoa kennen und die145

Verantwortung begreifen, die sich daraus für unser Land ergibt. Zivilgesellschaftliche146

Organisationen, die Präventions- und Bildungsarbeit gegen Antisemitismus leisten oder147

Betroffene von antisemitischer Gewalt unterstützen und beraten, müssen gestärkt werden. Wir148

brauchen islamische Verbände und Vereine, welche unsere freiheitlich-demokratische149

Grundordnung achten und strukturell, personell und finanziell in Deutschland verwurzelt150

sind. Für diese Verbände müssen Finanzierungsstrukturen gefunden werden.151

Klar ist: In unserem Land darf es keinen Platz geben für pauschale Vorurteile und152

Diskriminierung, selbstverständlich auch gegenüber Muslim*innen nicht. In Deutschland leben153

zahlreiche Menschen mit familiären, freundschaftlichen und emotionalen Verbindungen in die154

palästinensischen Gebiete und die gesamte Region. Ihre Sorge um die Menschen in Gaza und der155

ganzen Region, ihre Trauer um die zivilen Opfer gehören zu unserem Land und teilen wir.156

Das Grundrecht auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit ist selbstverständlich auch in der157

aktuellen, angespannten Lage verbrieft - unter den Bedingungen, dass Demonstrationen158

angemeldet werden, friedlich verlaufen und die Bestimmungen des Strafrechts eingehalten159

werden. Dass bei Demonstrationen auch Meinungen und Standpunkte vertreten werden, die für160

viele an die Grenzen des Erträglichen gehen, muss eine Demokratie aushalten. Das gilt auch161

für die hier lebenden Palästinenser*innen sowie das Recht auf friedliche Demonstration und162

Solidarisierung mit der Zivilbevölkerung im Gazastreifen und im Westjordanland im Rahmen der163

geltenden Gesetze, nicht aber für öffentliche Aufrufe zu Terror und Terrororganisationen164

oder für Antisemitismus.165

Als Gesellschaft dürfen wir uns gerade in solchen Situationen nicht auseinandertreiben166

lassen. Wir müssen gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern und ein sicheres Leben für alle167

ermöglichen. Demokrat*innen stehen in diesen Zeiten an der Seite Israels, sie kämpfen gegen168

Hass und Terror, sie setzen sich für eine friedliche und gerechte Konfliktregelung ein.169
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Antragstext

Die Terrorangriffe der Hamas auf Israel am 7. Oktober sind eine Zäsur. Terroristen haben auf1

brutale und bislang unvorstellbare Weise weit über tausend Menschen ermordet und über 2402

Geiseln genommen. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verurteilt diesen Terror aufs Schärfste. Wir stehen3

nach diesen fürchterlichen Taten fest an der Seite Israels und seiner Bürger*innen. Wir4

trauern mit den Angehörigen der Opfer. Wir zollen all denen Respekt, die in diesen schweren5

Stunden Menschen gerettet, Verwundete versorgt, Hinterbliebene betreut und Leichen geborgen6

haben, um diese in Würde bestatten zu können. Wenn heute, 75 Jahre nach der Staatsgründung7

Israels und rund 80 Jahre nach dem Holocaust, Jüdinnen und Juden in Israel aufs Neue um ihr8

Überleben und ihre Sicherheit fürchten, dann muss Deutschland seine ungeteilte und9

unverbrüchliche Solidarität mit und Unterstützung für Israel und seine Bürger*innen deutlich10

machen. Israels Sicherheit ist Teil der deutschen Staatsräson und Leitmotiv unseres11

Handelns.12

Diese besondere Beziehung zu Israel begründet sich aus unserer historischen Verantwortung.13

Der Staat Israel ist drei Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs gegründet worden, nachdem14

das nationalsozialistische Deutschland sechs Millionen Jüdinnen und Juden systematisch15

ermordet hatte. Seitdem bietet Israel eine nationale Heimstätte und einen sicheren Hafen für16

das jüdische Volk. Das Existenzrecht Israels ist für uns deshalb genauso unverhandelbar wie17

die Sicherheit von Jüdinnen und Juden.18

Israel hat wie jeder andere Staat das völkerrechtlich verbriefte Recht, sich gegen diese19

Angriffe im Rahmen des humanitären Völkerrechts zu verteidigen, und die israelische20

Regierung die Pflicht, ihre Bürger*innen dauerhaft zu schützen. Seit den Terrorangriffen vom21

7. Oktober führt Israel deshalb als Reaktion Krieg gegen die Hamas im Gazastreifen. Darunter22

leidet die palästinensische Zivilbevölkerung. Tausende Zivilist*innen, darunter zahlreiche23

Kinder, sterben durch den Krieg. Es ist auch Teil des zynischen Kalküls der Terroristen,24

denn die Hamas missbraucht die eigene Bevölkerung als menschliche Schutzschilde und25

versteckt ihre Kämpfer und Waffen in und unter ziviler Infrastruktur. Wir setzen uns26

vehement für die Freilassung aller von der Hamas verschleppten Geiseln sowie für Feuerpausen27

und sichere Korridore ein, damit Hilfslieferungen bei Menschen in Not ankommen können. Dazu28

gehört es auch, die Versorgung der Zivilbevölkerung mit Trinkwasser, Nahrungsmitteln,29

Medikamenten und Energie zuzulassen. Schwerkranke und Schwerverletzte müssen30

schnellstmöglich in Krankenhäuser im benachbarten Ausland überführt werden können. Auch der31

Raketenterror der Hamas und anderer extremistischer Gruppen muss sofort unterbunden werden.32

Für Israel gilt wie für alle Staaten der internationalen Gemeinschaft das völkerrechtliche33

Gebot der Verhältnismäßigkeit. Wir begrüßen die Resolution des UN-Sicherheitsrats, die34

Konfliktparteien zur Einhaltung des humanitären Völkerrechts aufzufordern und besonders35
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durch ausgedehnte humanitäre Pausen den Schutz der Zivilbevölkerung zu gewährleisten. Nur36

durch eine zumindest begrenzte Einstellung der militärischen Aktivitäten wird eine37

ausreichende humanitäre Versorgung der Zivilbevölkerung im Gazastreifen möglich sein. Zur38

deutschen Staatsräson gehört aber gegebenenfalls auch militärische Unterstützung für die39

Sicherheit Israels und seiner Bürger*innen.40

In Gaza ereignet sich eine humanitäre Katastrophe. Den Menschen fehlt es an allem, was es41

zum Überleben braucht: Wasser, Grundnahrungsmittel, medizinische Hilfe. Mindestens eine42

Millionen Palästinenser*innen sind auf der Flucht. Wir danken den Freiwilligen und43

Mitarbeiter*innen von Hilfsorganisationen, die ihr Leben riskieren, um Menschen in Not zu44

versorgen. Wir begrüßen, dass die Bundesregierung die Mittel für humanitäre Hilfe für Gaza45

erhöht hat. Diese Hilfe gilt es, langfristig fortzuführen und zu intensivieren. Damit sie46

bei den notleidenden Menschen ankommt, braucht es dauerhaften und sicheren humanitären47

Zugang.48

Das Leben in Gaza war bereits vor dem aktuellen Krieg von Armut und Perspektivlosigkeit49

geprägt. Verantwortlich dafür war in erster Linie die menschenverachtende Herrschaft der50

Hamas. Auch die Politik der Abriegelung hat die wirtschaftliche Entwicklung massiv51

erschwert. Mittel- und langfristig braucht es neben einer politischen auch ökonomische52

Perspektiven für den Gazastreifen, um dauerhaft menschenwürdige Lebensverhältnisse zu53

schaffen. Nach dem Ende des Konflikts setzen wir uns für ein Ende der Politik der54

Abriegelung des Gazastreifens unter Wahrung der israelischen Sicherheitsinteressen ein. Wir55

fordern eine koordinierte Wiederaufbauhilfe für den Gazastreifen, an der sich auch die EU56

beteiligen soll. Wir fordern eine aktive Rolle der Vereinten Nationen in den Bemühungen um57

die Schaffung und Sicherung von Frieden in der Region.58

Die Reaktion Deutschlands, der Europäischen Union und unserer Verbündeten auf diesen Krieg59

wird weltweit genau beobachtet. Unser Einsatz für den Schutz aller Zivilist*innen und das60

humanitäre Völkerrecht wird gebraucht. Kein Konflikt beschäftigt und spaltet die61

Weltgemeinschaft derzeit so wie der in Nahost. Darum schauen unsere engsten Verbündeten62

genauso wie unsere Partner in Lateinamerika, Afrika und Asien genau darauf, wie wir uns63

verhalten.Umso wichtiger ist unser humanitäres Engagement und unser Einsatz für die Geltung64

des humanitären Völkerrechts. Das konsequente und glaubwürdige Eintreten für das65

internationale Recht und eine regelbasierte Weltordnung ist Voraussetzung für die66

erfolgreiche Zusammenarbeit vor allem mit den Menschen und Staaten im Globalen Süden und der67

arabischen Welt.68

Wir müssen aber auch schon jetzt über den Tag danach nachdenken, um die Sicherheit Israels69

und das friedliche Zusammenleben im Nahen Osten auch für die Zukunft zu garantieren:70

Dauerhaften Frieden kann es nur auf politischem Wege geben. Wir setzen uns mit Nachdruck für71

eine verhandelte Zwei-Staaten-Regelung auf der Grundlage der Grenzen von 1967 ein, bei der72

der Staat Israel und ein souveräner, demokratischer und lebensfähiger palästinensischer73

Staat Seite an Seite in Frieden und Sicherheit leben. Dazu gehört eine kritische74

Auseinandersetzung mit den Ursachen aus verschiedenen Perspektiven. Es ist unser Ziel, dass75

Israelis und Palästinenser*innen als Bürger*innen dieser beiden Staaten mit vollen76

bürgerlichen, sozialen und wirtschaftlichen Rechten in Frieden und Sicherheit leben können.77

Wir begrüßen die Anstrengungen der Bundesregierung, sich gerade in der aktuellen Lage für78

einen erneuten Friedensprozess einzusetzen. Auch die EU soll auf beide Seiten aktiv79

einwirken. Dabei setzen wir uns für feministische und nachhaltige Ansätze der Konfliktlösung80

ein, deren Umsetzung sich an den Grundsätzen der Resolution 1325 orientiert.81

Wir werden unseren Beitrag leisten, dass die Friedensperspektive wieder gestärkt werden82

kann. Darum braucht es neben unserer unverbrüchlichen Solidarität mit Israel auch eine83

konsequente Unterstützung pro-demokratischer palästinensischer Stimmen. Dies ist auch eine84
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Grundlage für die Schaffung palästinensischer rechtsstaatlicher politischer Institutionen.85

Zu der Friedensperspektive gehört auch, dass die Palästinensische Autonomiebehörde den86

Terror gegen Israel klar verurteilt und dagegen vorgeht. Der fortdauernde israelische87

Siedlungsbau, Pläne für völkerrechtswidrige Annexion und die Siedlergewalt gegen88

Palästinenser*innen im Westjordanland lehnen wir als Hürden für den Frieden ab. Das89

humanitäre Völkerrecht muss überall eingehalten werden. Wir wollen weiterhin mit denjenigen90

Kräften in Israel und Palästina solidarisch zusammenarbeiten, die sich auf beiden Seiten für91

Demokratie und Freiheit, Menschen- und Bürger*innenrechte und Frieden einsetzen.92

Mit der Hamas und anderen Terrororganisationen stehen Gewaltakteure, die nie den Frieden mit93

Israel gewollt haben, einer politischen Lösung diametral entgegen. Die Vernichtung Israels94

und seiner Bürger*innen ist ein integraler Bestandteil der Ideologie und der politischen95

Ziele von Hamas, Hisbollah und dem iranischen Regime. Deshalb fordern wir die internationale96

Strafverfolgung ranghoher Mitglieder von Hamas, Hisbollah und der iranischen97

Revolutionsgarden.98

Als größte Geldgeberin soll die EU bei ihrer Entwicklungshilfe für die palästinensischen99

Gebiete auch den Aufbau demokratischer Institutionen und demokratischer Bildung fördern, um100

Hass entgegenzutreten und die Verständigung zwischen Israelis, Palästinenser*innen und den101

Menschen aus den umliegenden Nachbarstaaten voranzubringen.102

Was die Hamas begonnen hat, wird von der Hisbollah, den Houthis und anderen regionalen103

Extremisten verstärkt. Finanzielle, militärische und ideologische Unterstützung bekommen104

diese vom iranischen Regime, das die Region destabilisiert und viel Leid über die105

Bevölkerung im Nahen Osten bringt, einschließlich der Menschen im Iran selbst. Auch deswegen106

bekräftigen wir unsere Position, die iranischen Revolutionsgarden, die Hauptstruktur der107

regionalen Aggression des Regimes wie der Unterdrückung der eigenen Bevölkerung, auf die108

Terrorliste der Europäischen Union zu setzen.109

Der Krieg hat Auswirkungen weit über Nahost hinaus. Aktuell gibt es eine erhöhte110

Gefahrenlage für Jüdinnen und Juden und Israelis auf der ganzen Welt. Auch in Deutschland111

erleben antisemitische Hetze und Gewalt einen besorgniserregenden Aufschwung, der sich auf112

einigen Demonstrationen sowie in Angriffen auf und Drohungen gegen Jüdinnen und Juden oder113

Israelis, ihre Wohnungen, Läden und Einrichtungen zeigt.114

Dieser Antisemitismus zieht sich durch alle Teile unserer Gesellschaft und ist nicht115

vorrangig ein Problem der Einwanderungsgesellschaft. Auch Kunst und Kultur sind nicht immun116

gegen Antisemitismus. Diskriminierung und Boykott von Israelis, Jüdinnen und Juden treten117

wir daher entschieden entgegen, denn die Perspektiven jüdischer und israelischer118

Künstler*innen sind wichtiger Bestandteil unserer vielstimmigen Kultur.119

Fast 80 Jahre nach dem Holocaust gibt es heute vielfältiges jüdisches Leben in Deutschland,120

das geschützt werden muss. Jüdinnen und Juden und Israelis müssen frei und sicher in121

Deutschland leben können – ohne die Angst, ihre Religion und Identität sichtbar zu machen.122

Auch das ist Teil deutscher Staatsräson. Ein Angriff auf Jüdinnen und Juden ist immer auch123

ein Angriff auf unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung, auf die Menschlichkeit. Dazu124

gehören auch Kundgebungen, auf denen der Terrorismus der Hamas verherrlicht und gefeiert125

wird. Sie haben auf unseren Straßen nichts verloren. Volksverhetzung und Aufrufe zur Gewalt126

müssen konsequent unterbunden und zur Rechenschaft gezogen werden.127

Um dieses Schutzversprechen einzulösen und gegen extremistische oder terroristische128

Gruppierungen vorzugehen, braucht es gut ausgestattete Sicherheitsbehörden. Deshalb ist es129

auch richtig, dass Organisationen, die den Terror der Hamas unterstützen oder verherrlichen,130

nun konsequent verboten werden. Hetze und Gewalt müssen die volle Härte unseres Rechtsstaats131

als Antwort haben. Wer aber meint, das Problem des Antisemitismus ließe sich einfach durch132
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mehr Abschiebungen lösen, verkennt, dass sich Antisemitismus durch alle Räume der133

Gesellschaft zieht. Alle antisemitischen Straftaten und Volksverhetzung müssen134

selbstverständlich gemäß dem geltenden Recht verfolgt werden und harte Konsequenzen für die135

Täter*innen haben, bis hin zu Freiheitsentzug oder dem Entzug der Aufenthaltserlaubnis.136

Diese Möglichkeit besteht längst.137

Strafrecht alleine reicht aber bei weitem nicht aus. Denn der Kampf gegen den Antisemitismus138

ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe: Er muss bis in die Mitte der Gesellschaft reichen139

und dringend auf allen Ebenen verstärkt werden. Er muss sich gegen Antisemitismus jeglicher140

Art richten – sei es Antisemitismus von rechts, von links oder islamistisch motivierter. Zu141

diesem Kampf gehören auch eine konsequente Weiterentwicklung der Vermittlung der Lehren der142

Shoa sowie die Weiterentwicklung der Erinnerungskultur. Dies muss auch zentraler Bestandteil143

von Integrationsmaßnahmen sein. Jede*r, der oder die hier lebt, muss die Shoa kennen und die144

Verantwortung begreifen, die sich daraus für unser Land ergibt. Zivilgesellschaftliche145

Organisationen, die Präventions- und Bildungsarbeit gegen Antisemitismus leisten oder146

Betroffene von antisemitischer Gewalt unterstützen und beraten, müssen gestärkt werden. Wir147

brauchen islamische Verbände und Vereine, welche unsere freiheitlich-demokratische148

Grundordnung achten und strukturell, personell und finanziell in Deutschland verwurzelt149

sind. Für diese Verbände müssen Finanzierungsstrukturen gefunden werden.150

Klar ist: In unserem Land darf es keinen Platz geben für pauschale Vorurteile und151

Diskriminierung, selbstverständlich auch gegenüber Muslim*innen nicht. In Deutschland leben152

zahlreiche Menschen mit familiären, freundschaftlichen und emotionalen Verbindungen in die153

palästinensischen Gebiete und die gesamte Region. Ihre Sorge um die Menschen in Gaza und der154

ganzen Region, ihre Trauer um die zivilen Opfer gehören zu unserem Land und teilen wir.155

Das Grundrecht auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit ist selbstverständlich auch in der156

aktuellen, angespannten Lage verbrieft - unter den Bedingungen, dass Demonstrationen157

angemeldet werden, friedlich verlaufen und die Bestimmungen des Strafrechts eingehalten158

werden. Dass bei Demonstrationen auch Meinungen und Standpunkte vertreten werden, die für159

viele an die Grenzen des Erträglichen gehen, muss eine Demokratie aushalten. Das gilt auch160

für die hier lebenden Palästinenser*innen sowie das Recht auf friedliche Demonstration und161

Solidarisierung mit der Zivilbevölkerung im Gazastreifen und im Westjordanland im Rahmen der162

geltenden Gesetze, nicht aber für öffentliche Aufrufe zu Terror und Terrororganisationen163

oder für Antisemitismus.164

Als Gesellschaft dürfen wir uns gerade in solchen Situationen nicht auseinandertreiben165

lassen. Wir müssen gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern und ein sicheres Leben für alle166

ermöglichen. Demokrat*innen stehen in diesen Zeiten an der Seite Israels, sie kämpfen gegen167

Hass und Terror, sie setzen sich für eine friedliche und gerechte Konfliktregelung ein.168
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49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

H-01 Vorl. Abschluss Haushalt 2022 - Rücklagenentwicklung - Bilanz 2022 - Nachtragshaushalt 2023
- Haushalt 2024 - Nachtragshaushalt EU-Wahlkampf 2024 - Bundestagswahlkampf-Haushalt 2025

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 02.10.2023
Tagesordnungspunkt: F Haushalt und Finanzen

Antragstext

HIER findet ihr:1

- Den vorläufigen Haushaltsabschluss für 20222

- Die vorläufige Rücklagenentwicklung3

- Die vorläufige Bilanz für 20224

- Den Nachtragshaushalt für 20235

- Den Haushalt für 20246

- Den Nachtragshaushalt für den Europawahlkampf 20247

- Den Haushalt für die Bundestagswahl 20258

Begründung

Bitte beachtet, dass die Wirtschaftsprüfung beim Haushaltsabschluss 2022 zum Zeitpunkt der Antragsfrist
(12. Oktober) noch nicht final abgeschlossen ist und es hier inkl. Bilanz und Rücklagen noch zu kleineren
Änderungen kommen kann. Sobald die Wirtschaftsprüfung abgeschlossen ist, werden wir den finalen
Haushaltsabschluss gemeinsam mit dem darauf basierenden Genderbudgetingbericht für 2022
einstellen.

Bei Fragen wendet euch gerne jederzeit an buero.schatzmeister@gruene.de

https://wolke.netzbegruenung.de/s/YXk86LsJJfkAWSG


49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Karlsruhe, 23. ­ 26. November 2023

H-01-NEU Abschluss Haushalt 2022 - Rücklagenentwicklung - Bilanz 2022 -
Genderbudgetingbericht 2022 - Nachtragshaushalt 2023 - Haushalt 2024 - Nachtragshaushalt
EU-Wahlkampf 2024 - Bundestagswahlkampf-Haushalt 2025

Gremium: Bundesvorstand
Beschlussdatum: 02.11.2023
Tagesordnungspunkt: F Haushalt und Finanzen

Antragstext

HIER findet ihr:1

- Den Haushaltsabschluss für 20222

- Die Rücklagenentwicklung3

- Die Bilanz für 20224

- Den Genderbudgeting-Bericht für 20225

- Den Nachtragshaushalt für 20236

- Den Haushalt für 20247

- Den Nachtragshaushalt für den Europawahlkampf 20248

- Den Haushalt für die Bundestagswahl 20259

Hier: den Kurzbericht der Rechnungspüfungskommission10

Begründung

Bitte beachtet, dass, wie im ursprünglichen Antrag angekündigt, die Wirtschaftsprüfung beim
Haushaltsabschluss 2022 inzwischen final abgeschlossen ist und es hier noch zu kleineren Änderungen
vor allem beim Hausumbau gekommen ist. Unter diesem Link findet ihr nun den finalen
Haushaltsabschluss sowie den darauf basierenden Genderbudgetingbericht für 2022.

Bei Fragen wendet euch gerne jederzeit an buero.schatzmeister@gruene.de

https://wolke.netzbegruenung.de/s/EBTfQwapcFdnyJc
https://wolke.netzbegruenung.de/s/AqS7eGiwiPzctJD
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